
10.12.2024

Niederschrift über die Senatssitzung

(IV.1)

Frau Senatorin Dr. Leonhard trägt den Inhalt der Drucksache Nr. 2024/2463, betreffend

Entschließung des Bundesrates zur Stärkung der

Finanzierungsinstrumente für die Modernisierung und nachhaltige

Entwicklung der deutschen Häfen,

vor.

Der Senat beschließt die Einbringung des als Anlage zur Drucksache vorgelegten

Entschließungsantrags zur Stärkung der Finanzierungsinstrumente für die

Modernisierung und nachhaltige Entwicklung der deutschen Häfen mit anderen Ländern

in den Bundesrat.

Gr. Verteiler Für die Richtigkeit

Dr. Eike Westermann^
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IV

Entschließung des Bundesrates zur Stärkung der Finanzierungsinstrumente für
die Modernisierung und nachhaltige Entwicklung der deutschen Häfen

A. Zielsetzung

Sicherstellung einer angemessenen Beteiligung des Bundes an der Finanzie¬
rung der deutschen Häfen, insbesondere der Seehäfen.

B. Lösung

Gemeinschaftliche Einbringung eines Entschließungsantrags in den Bundesrat
durch die Küstenländer. Im Antrag wird eine neue Gemeinschaftsaufgabe "Hä¬
fen" gemäß Artikel 91a des Grundgesetzes vorgeschlagen.

C. Auswirkungen auf den Haushalt
Keine.

D. Auswirkungen auf die Vermögenslage
Keine.

E. Sonstige finanzielle Auswirkungen
Keine.

F. Vollzugsaufwand
Entfällt.

G. Auswirkungen auf

□ Familienpolitik
□ Klimaschutz
□ Inklusion
□ Gleichstellung
□ Wohnungsbauziele

H. Notifizierung nach EU-Recht
Keine.

I. Vorwegüberweisung
Entfällt.
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J. Alternativen

Verzicht auf die Unterstützung der Initiative. Sollte Hamburg als mit Abstand
wichtigster deutscher Seehafen die Bundesratsinitiative nicht unterstützen,
würde es die Aussicht auf eine Mehrheit im Bundesrat deutlich verschlechtern
und somit auch die Wahrscheinlichkeit erhöhen, dass der Bund die im Entschlie¬
ßungsantrag geforderten Maßnahmen nicht umsetzt. Dadurch bliebe es bei der
aktuellen, prekären Situation der Bundesbeteiligung an der Seehäfenfinanzie-
rung.

K. Anlagen
Entschließungsantrag.
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